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FFE und Belastung der Umgebung
Sachverhalt

Frau G. meldete sich bezüglich ihrer Nachbarin, Frau S., bei uns. Sie würden mit ihren Familien im gleichen Haus wohnen. Frau S. mache Frau G. seit Jahren Vorwürfe, sie hätte einen Schlüssel zu ihrer Wohnung, würde, wenn niemand zu Hause sein, dauernd reingehen, Wanzen anbringen, sie überwachen, plagen, tyrrannisieren usw. Frau S. erzähle auch in der näheren Umgebung das Gleiche, bringe also Frau G. in Misskredit. Einmal sei Frau S. im Treppenhaus, als sie Frau G. angetroffen habe, sogar bedrohlich geworden. 
Herr S. war dann auch einmal bei uns zu einem Gespräch. Er ist an und für sich intelligent (Ingenieur), verständnisvoll und kooperativ, aber ziemlich hilflos und eher ein "weicher Typ". Er sagt, er könne nichts machen. Seine Frau habe keinerlei Krankheitseinsicht, gehe höchstens zu Alternativ-Medizinern, was nichts helfe, und sie würde sicher niemals Medikamente nehmen. Seine Frau sei im Haus quasi eingesperrt. Sie gehe nur weg, wenn er oder eines der Kinder zu Hause sei. Der Sohn ist 13, die Tochter 10-jährig. Seine Frau habe schon mehrmals die Schlosszylinder wechseln lassen, das Problem sei aber nicht gelöst. Sie sei der Ueberzeugung, die Nachbarin habe auch vom neuen Schloss einen Schlüssel. 
Offenbar spitzt sich die Situation langsam zu. Obwohl im übrigen intakte Familienverhältnisse bestehen, sieht Herr S. bald keine andere Lösung mehr als eine Trennung von seiner Frau. Er sagt, dass sie über diverse körperliche Symptome klage, die für sie im Vordergrund stehen würden (massive Kopf- und Rückenschmerzen, Verdauungsprobleme). Sie gehe von einem Arzt zum anderen, zur Physiotherapie usw. Zeitweise sei es so schlimm, dass er denke, es finde ein schleichender körperlicher Zerfall statt. Langsam werde es auch ein finanzielles Problem. Sie kaufe immer wieder Kleider und Schuhe, ziehe diese aber nur während einer Woche an, dann nicht mehr, weil sie der Überzeugung sei, auch diese seien jetzt voll Wanzen. Frau S. sei auch "nachtaktiv", schlafe wenig und schlecht, und stelle oft stundenlang Möbel um, suche nach Wanzen usw. Die Nachbarschaft (zur der auch ich gehöre!!), meldete auch schon, dass es wirklich zu eher ungewohnten Zeiten nach "Züglete" töne. 
Wir vermittelten Herrn S. schon vor längerer Zeit die Beratung des Ambulanten Psychiatrischen Dienstes (APD). Dort sagte man ihm offenbar, dass es für eine FFE nicht reiche. Offenbar bekam er dort auch nicht die gewünschte Hilfe und Unterstützung. Die Idee einer FFE erschreckte Herrn S. vor einiger Zeit noch, heute sagt er, es sei ihm bald alles recht, wenn sich nur die Situation verbessern würde. Nach dem Motto: "Es muss etwas geschehen, damit nichts passiert." Von den Kindern erhielten wir nie Gefährdungsmeldungen. Wir fragten aber kürzlich bei der Schule nach, und die Lehrerin des Jungen sagte, jetzt, da sie von diesen Schwierigkeiten höre, verstehe sie das etwas spezielle Verhalten des Schülers besser, es sei aber nicht so schlimm, dass sie infolge von Verhaltensstörungen oder Problemen hätte eine Meldung machen müssen.

Die Tochter ist von der Konstitution her eher robust. 

Ich frage mich, wie wir dieser Familie helfen können. Die Familie G. ist sehr verständnisvoll. Aber langsam wird es zu viel. Die Familie S. selber wird diese Situation nicht mehr viel länger ertragen können. 

Wären die Voraussetzungen zur Anordnung einer FFE wohl gegeben? Zur Behandlung oder zur Begutachtung?

Wenn zur Behandlung, was passiert dann? Man müsste ja zwangsmedizieren.

Oder könnte die VB eine ambulante Begutachtung anordnen? Wäre das ein Beschluss mit Rechtsmitteln?

Welches Vorgehen wäre hier angemessen? 

Ich selber habe mit den Fam. S. und G. eigentlich einen guten privaten Kontakt (nicht eng, üblicher Quartierkontakt) und weiss natürlich deshalb sehr gut um die Problematik. Was allfällige behördliche Interventionen anbetreffen, würde ich (mindestens nach aussen) in den Ausstand treten. Mein Team erwartet von mir aber natürlich Ideen und Auskunft, was da behördlich möglich ist. 

Erwägungen

1. Rechtsgrundlagen

Gemäss Art. 397a Abs. 1 ZGB darf eine mündige Person wegen Geisteskrankheit in einer geeigneten Anstalt untergebracht oder zurückbehalten werden, wenn ihr die nötige persönliche Fürsorge nicht anders erwiesen werden kann. Die FFE bezweckt in erster Linie den Schutz der betroffenen, betreuungsbedürftigen Person vor sich selber. Jedoch ist gemäss Art. 397a Abs. 2 ZGB auch die Belastung, welche die Person für die Umgebung bedeutet, zu berücksichtigen.

Bei der Frage, ob die nötige persönliche Fürsorge nur durch Anstaltsunterbringung oder auch auf andere Weise erbracht werden kann, ist zu berücksichtigen, was eine ambulante Betreuung für die Umgebung an Belastung bedeutet.
 Mit Umgebung sind die Familienangehörigen, der Ehegatte die Kinder und weitere im Haushalt lebende Personen gemeint. Ehegatten und Kinder trifft eine Beistandspflicht (Art. 159 Abs. 3 und Art. 272 ZGB); ihnen ist eine gewisse Belastung zuzumuten.
 Zur Umgebung gehören neben den Angehörigen auch die Nachbarschaft.
 Im Einzelfall ist eine Interessenabwägung zwischen dem Persönlichkeitsrecht der belasteten Person oder der belasteten Personen und der Einschränkung des Freiheitsrechts der betroffenen Person vorzunehmen.

Bei der Interessenabwägung muss geklärt werden, was die Umgebung an Betreuungsarbeit zu leisten bereit ist. Da die Betreuung stets freiwillig erbracht wird, bringt eine übermässige Belastung der Umgebung meist auch der betroffenen Person nichts. Es kann sich vorteilhaft erweisen, die Umgebung namentlich bei psychotischen Krisen von ihrer Betreuungsarbeit zeitweise zu entlasten, um eine langfristige minimale ambulante Betreuung sicherzustellen. Diese ist aber gefährdet, wenn die betreuende Familie in Krisensituationen wiederholt überfordert wird.

Die Einweisung in eine Klinik ist auch zum Zweck der medizinischen Abklärung zulässig.
 Die in Art. 397a ZGB enthaltenen Voraussetzungen bedeuten diesfalls allerdings, dass die Untersuchung die Frage betreffen muss, ob wegen eines in der Bestimmung aufgezählten Schwächezustandes eine FFE notwendig ist.

Im Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über die Änderung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (Fürsorgerische Freiheitsentziehung) des Kantons Y ist in § 7 festgehalten, dass eine mündige Person, die mutmasslich geisteskrank, geistesschwach, trunksüchtig, anderweitig suchtkrank oder schwer verwahrlost ist, von der Vormundschaftsbehörde angewiesen werden kann, sich einer ambulanten ärztlichen Untersuchung oder therapeutischen Behandlung zu unterziehen.

2. Anwendung auf den konkreten Fall

Nur aus der Fallschilderung ist es schwierig abzuwägen, ob die Frau vor sich selber geschützt werden muss, d.h. ob eine Selbstgefährdung vorliegt und somit eine genügende Grundlage für eine FFE gegeben ist. Es wird beschrieben, dass Frau S. über diverse körperliche Symptome klage und dass ihr Ehemann finde, dass bereits ein schleichender körperlicher Zerfall stattfinde. Zudem schlafe Frau S. wenig und schlecht. Dies sind sicher Anhaltspunkte für eine Selbstgefährdung. Es kann auch sein, dass ihr Zustand sie quält, dass sie verzweifelt ist und leidet. Lässt man eine psychisch kranke Person ohne Hilfe, kann sich der Zustand chronifizieren, was die Situation nochmals verschlechtern würde. Zudem ist Frau S. in der Familie zu einer grossen Belastung geworden und es muss auch an den Schutz der schulpflichtigen Kinder gedacht werden. Aus diesen Überlegungen könnten die Voraussetzungen für eine fürsorgerische Freiheitsentziehung gegeben sein, welche jedoch anhand der konkreten Situation noch genauer zu prüfen wären.

Eine Einweisung in eine Klinik kann die Grundlage zu einer Behandlung bedeuten. Die Behandlungsart der Klinik ist auf den Einzelfall zugeschnitten und die Behandlungserfolge sind ebenso vom Einzelfall abhängig. Auf jeden Fall wird versucht, die Patientin über ihre Krankheit und die Folgen aufzuklären und sie zu einer Zusammenarbeit mit den Ärzten zu bewegen. 

Falls die Möglichkeit besteht, dass sich Frau S. auf Anordnung der Vormundschaftsbehörde einer ärztlichen Untersuchung und Behandlung unterzieht, so ist dieser Weg der Einweisung vorzuziehen. Die Anordnung einer solchen Massnahme müsste in Form eines Beschlusses mit Rechtsmittelbelehrung ergehen.

Luzern, 4. Februar 2004 Judith Binder
� BGE 114 II 217 f.


� Häfeli Christoph, Wegleitung für vormundschaftliche Organe, Wädenswil 1998, S. 160


� Basler Kommentar, ZGB-Geiser, Basel/Genf/München 2002, RN 26 zu Art. 397a (zit. BSK)


� BSK, ZGB-Geiser, RN 26 zu Art. 397a 


� AmtlBull NR 1978


� BSK, ZGB-Geiser, RN 16 zu Art. 397a
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